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Editorial
HLI setzt sich ein für die Menschenrechte, ob gelegen oder ungele-
gen. Einsatz für die Menschenrechte heisst vor allem Einsatz für den 
Schutz des Lebens, von der Zeugung bis zum natürlichen Tod. Dazu 
gehört auch die physische und psychische Integrität eines jeden 
Menschen. Eine besonders schwere Verletzung dieser Integrität sind 
Verstümmelungen der Genitalien von Frauen. Am 6. Februar 2024 
wurde der «Internationale Tag gegen weibliche Genitalverstümme-
lung» begangen. Aus gutem Grund: Weltweit sind gemäss Bevölke-
rungsfonds der Vereinten Nationen fast 4,4 Millionen Mädchen von 
Genitalverstümmelungen bedroht - 12'000 Mädchen pro Tag. Trotz 
gesetzlichen Verboten in fast allen Staaten der Welt ist diese barbari-
sche Praxis in vielen Regionen  Alltag, v.a in Afrika. 
Auch die Schweiz ist betroffen. Laut Bundesamt für Gesundheit leben 
zur Zeit schätzungsweise 24'600 Frauen und Mädchen, die Opfer 
von Genitalverstümmelungen wurden. Victoria Pomp, Gynäkologin 
am Kantonsspital Winterthur, ist mit den Folgen direkt konfrontiert: 
Infektionen, Blutungen, Verletzungen benachbarter Organe, Prob-
leme beim Wasserlassen, Blasenentzündungen, Schmerzen beim 
Geschlechtsverkehr, psychische Traumata.
Mit der am 1. Juli 2012 erfolgten Inkraftsetzung einer spezifischen 
Strafnorm hat die Schweiz einen wichtigen Schritt zur Bekämpfung 
dieser inhumanen Praxis getan. Besonders bemerkenswert dabei: 
Strafbar macht sich auch, wer die Tat im Ausland begeht, sich aber in 
der Schweiz befindet. Damit soll dem sog.  «Genitalverstümmelungs-
Tourismus» der Riegel geschoben werden. Positiv zu vermerken ist 
auch, dass der Kanton Zürich per 7. Februar 2024 eine Anlaufstelle für 
solche Fälle geschaffen hat. Sie soll als Beratungs-, Informations-  und 
Kompetenzplattform dienen und zu einer nachhaltigen öffentlichen 
Auseinandersetzung mit dieser Thematik beitragen.
Seit Inkrafttreten dieser Strafnorm vor bald 12 Jahren ist in der 
Schweiz erst ein einziges Strafurteil ergangen. Dies beweist, dass die 
Angst v.a. des Gesundheitspersonals, sich bei einer Strafanzeige dem 
Vorwurf  der «kulturellen Diskriminierung» oder Repressalien seitens 
von Angehörigen betroffener Frauen auszusetzen, nach wie vor gross 
ist. Eine breite und nachhaltige Aufklärung der Öffentlichkeit ist des-
halb das Gebot der Stunde.
Die geradezu erschreckende Dringlichkeit dieses Postulates unter-
streichen Vorgänge, auf die das Medienportal watson.ch unlängst 
aufmerksam gemacht hat: Eine Hebamme berichtet, dass in ihrem 
Spital auch Frauen mit verstümmelter, sprich eng zusammengenähter 
Vagina gebären. Die Naht muss zuerst aufgeschnitten werden, damit 
das Kind zur Welt kommen kann. Nach erfolgter Geburt kommen 
Männer aus fremden Kulturen bei der Hebamme vorbei und verlan-
gen, die Vagina wieder so eng wie vorher zusammen zu nähen, um 
beim Geschlechtsverkehr voll auf die Rechnung zu kommen...
Es bleibt also noch viel zu tun. HLI wird bei den Gesundheitsbehörden 
intervenieren, damit das Medizinpersonal sein Recht und seine Pflicht 
zu Strafanzeigen wahrnimmt. Dies ist ein unabdingbarer Schritt, um 
dieser barbarischen Verletzung der Menschenrechte wirksam entge-
gen zu treten. Und zugleich ein probates Mittel, damit der Sonder-
Straftatbestand der Verstümmelung weiblicher Genitalien nicht toter 
Buchstabe bleibt.
� Niklaus Herzog, Vizepräsident

Impressum

Herausgeber:	 HLI Schweiz,  
Postfach 15 
CH-6301 Zug

Telefon:	 041 710 28 48

Telefax:	 041 710 28 39

Website:	 www.human-life.ch

E-mail:	 office@human-life.ch

Redaktion:	 Pfr. Dr. Roland Graf (rg), verantw. 
Andrea Betz (ab), Niklaus Herzog lic. 
iur. et theol. (nh), Christoph  
Keel (ck), Margrit Schenker (ms),  
Dr. med. Nikolaus Zwicky (nz)

Grafik:	 Paul Huwiler

Druck:	 Druckerei F. Kälin AG,  
Einsiedeln

Spenden:	 Postfinance: PC 60-29765-6 
IBAN: CH64 0900 0000 6002 9765 6 
BIC: POFICHBEXXX

Legate:	 Bitte wenden Sie sich dafür ans 
Sekretariat oder an ein Vor- 
standsmitglied. Diskretion wird  
zugesichert.

Erscheint:	 4x jährlich

Abo-Preis:	 Fr. 20.– 
Studenten, AHV: Fr. 10.– 
(als Richtpreis zu verstehen) 
Für HLI-Mitglieder im Mitglieder- 
beitrag inbegriffen

Der HLI-Report ist die Zeitschrift für die Mitglie- 
der von HLI sowie für alle an Lebensrechtsfragen 
Interessierten. Für Nichtmitglieder werden die 
ersten Fr 10.– der Spenden als Abo-Beitrag 
betrachtet.  
Aus finanziellen Gründen soll keine an Lebens-
rechtsfragen interessierte Person auf den Emp- 
fang verzichten müssen.

Abdruck unter Quellenangabe erwünscht. Bitte 
vorher anfragen und Belegexemplar zustellen. 
ISSN 1660-9867 HLI-Report gedruckte Ausgabe 
ISSN 1660-9875 HLI-Report Online



	 HLI-Report  •  1 | 24	 3

Corona-Gesundheitskrise: 
immer noch eine offene Baustelle
Unter dem Titel «Krisenbewältigung: Was lernen wir?» fand am  
22. Januar 2024 in Rüschlikon ein äusserst aufschlussreiches Podiums-
gespräch mit hochkarätigen Fachleuten statt. Im Zentrum stand ein 
erster Schritt zur überfälligen Aufarbeitung der Corona-Gesundheits-
krise. Das ist dem privaten Unternehmensnetzwerk MB KommNet, 
welches den Abend organisierte, in überzeugender Weise gelungen.

Christof Keel-Altenhofer

Das Podium vom 22. Januar 2024 (v.l.n.r): Dr. iur Kaspar Gerber, Dr. med. Daniel Koch, Reto Brennwald als Moderator, alt Bundesrat Ueli 
Maurer, Prof. Dr. med. Vernazza und Prof. Dr. Konstantin Beck.

Die spannende Debatte wurde durch folgende Persönlich-
keiten bestritten: Gesundheitsökonom Prof. Dr. Konstantin 
Beck, Dr. iur. Kaspar Gerber als kurzfristig eingesprunge-
ner Ersatz für den angekündigten Prof. A. Kley, Dr. med. 
Daniel Koch, ehemals Verantwortlicher der Sektion Infekti-
onskrankheiten beim BAG, alt Bundesrat Ueli Maurer sowie 
Prof. Dr. med. Pietro Vernazza, em. Infektiologe am Kan-
tonsspital St. Gallen. Moderiert wurde die Runde von Reto 
Brennwald, dem u.a. aus der Arena bekannten Journalisten, 
der selber einen allgemein zugänglichen Dokumentarfilm 
zur Covid-Thematik mit dem Titel «Unerhört» gedreht hat.

Grundsätzlich braucht es Mut, an einer solchen Podi-
umsrunde aktiv teilzunehmen, weil die Gräben und Fron-
ten bei diesem Thema noch keineswegs zugeschüttet sind. 
Karin Bieri, die Gastgeberin des Anlasses als Inhaberin und 
Geschäftsführerin des MB KommNet, hatte etliche Absa-
gen erhalten, u.a. von Anne Lévy, der Direktorin des BAG, 
vom Regierungsrat und Präsidenten der Gesundheitsdirek-
torenkonferenz Lukas Engelberger sowie von der Regie-
rungsrätin Nathalie Rickli. 

Zuerst stellte der Moderator die anwesenden Podi-
umsteilnehmer vor. Ihr gemeinsames Merkmal: Sie hatten 
sich durch ihr Amt und/oder durch ihre kritischen Stellung-
nahmen zu Covid-Massnahmen der Kritik der Mainstream-
Medien ausgesetzt.

Covid-Massnahmenkritiker werden immer noch 
als radikal und extrem abgestempelt

Als aktuelles Beispiel und Einstieg in die Diskussion diente 
der am 22.01.2024 im Magazin der NZZ am Sonntag veröf-
fentliche Artikel mit dem Titel «Alt-Bundesrat im Abseits: 
Ueli Maurer stösst mit kruden Aussagen selbst Parteifreun-
de vor den Kopf». Darin wurde 
dem Ex-Magistraten vorgewor-
fen, seine Aussagen würden 
zunehmend «radikaler». Um das 
zu unterstreichen, bemühten die 
Journalisten der NZZ am Sonn-
tag alt Bundesrat Couchepin, 
sowie einen Soziologie-Profes-
sor und einen SVP-Gesund-
heitsdirektor. Zwei umstrittene 
Zitate von Ueli Maurer aus einer 
Sendung im Internetfernsehen 
«Hoch2» mussten als «Aufhän-
ger» herhalten:

«Das hat mich erschreckt, 
diese Massenhypnose, die da 
stattgefunden hat.» Als Zweites: 
«Wir haben vorgegaukelt, wir 

Plakat des BAG ab Ende 
Mai 2021
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verändert hätte. Dazu gebe es genug Daten. Prof. Vernaz-
za erwiderte, er glaube zwar, dass die Impfung schwere 
Verläufe vermindert habe, aber er kenne die Daten nicht, 
wonach die Impfung als „game changer“ anzusehen sei. 
Daniel Koch erklärte sich bereit, ihm letztere zu liefern.

Gewisse Massnahmen waren teilweise  
rechts- und verfassungswidrig

Der Jurist Kaspar Gerber, so vernahm man beiläufig, arbeitet 
an seiner Habilitationsschrift, die sich mit der Rechtmässig-
keit der erlassenen Massnahmen während der Covid-Zeit 
befasst. Als Jurist gelte es zu unterscheiden zwischen dem 
Schutz vor eigener Infektion und dem Schutz vor Über-
tragung. Der insbesondere mit dem Zertifikat aufgebaute 
Impfdruck auf die Bevölkerung und das Zertifikat seien sehr 
fragwürdig, teilweise sogar rechts- und verfassungswidrig 
gewesen. 

Der Moderator gab den Ball weiter an alt Bundesrat  
Ueli Maurer. «Sie waren dabei, beim Beschluss dieser 
Massnahmen ...»

Alt- Bundesrat Maurer:  
Ich habe immer Gegenanträge gestellt

Er gestand ein, dass er sich zeitweise während der Covid-
Zeit mit dem Gedanken eines Rücktritts auseinanderge-
setzt habe, sei dann aber zum Entschluss gekommen, dass 
er mehr bewirken könne für das Ganze, wenn er bleibe. Er 
habe immer kritische Gegenanträge gestellt. Das würden die 
Archive dann bei deren Öffnung beweisen. Oft habe der Bun-
desrat sich zu fest in den Details der Massnahmen verzettelt 
und damit die grosse Linie verloren, z.B. ob der von Personen 
einzuhaltende Abstand an die «EU-Norm» angeglichen wer-
den soll oder ob kürzere Abstände in der Schweiz opportun 
wären. Man habe es an sich bereits mit einer verängstigten 
Gesellschaft zu tun gehabt und der Bundesrat habe dann vie-
le Wochen immer noch «einen drauf gegeben».

Swissmedic ist nicht unabhängig, der Einfluss 
der Pharmalobby zu gross

Prof. Konstantin Beck erläuterte den Einfluss der Phar-
malobby am Beispiel der Verhütungspille Yasmin®. Der 
Fall erlangte grosses Aufsehen, weil die Einnahme dieser 
Verhütungspille bei einer Teenagerin zu einer Embolie mit 
einer schweren Behinderung als Folge geführt hatte. Die 
Klage der CSS-Versicherung gegen die zu harmlose Dar-
stellung des Thrombose-Risikos in der Patienteninformati-
on scheiterte vor dem Bundesgericht. Erstaunlicherweise 
hätten dann aber eine ähnliche Klage in Deutschland und 
13‘600 Fälle in den USA dazu geführt, dass die Europäische 
Zulassungsbehörde EMA die von der CSS geforderte Ver-
schärfung umsetzte. Erst dann folgte Swissmedic mit einer 
übereinstimmenden Anpassung. Das zeigt, dass Swissme-
dic keine unabhängige Behörde, sondern zu nahe mit der 
Pharmaindustrie verbandelt sei.

hätten Impfstoffe, die absolut nützlich seien. Und jetzt stel-
len wir fest, das ist sehr viel heisse Luft. Mehr heisse Luft 
als Inhalt.» Konfrontiert mit diesen Zitaten erklärte alt Bun-
desrat Ueli Maurer: Es habe tatsächlich Angst geherrscht in 
jener Zeit und vieles sei daraus zu erklären. 

Impfungen: Unseriöse Zulassung, Nachverfol-
gung von Nebenwirkungen funktionierte kaum

Weiter führte Ueli Maurer aus, die Impfungen seien zuerst 
als das «Wundermittel» verkauft worden. Es habe sich dann 
aber im Lauf der Zeit immer wieder eine grössere Relativie-
rung der Wirkung ergeben, z.B. durch die Tatsache, dass 
sich herausgestellte, dass die Impfung nicht in der Lage 
sei, die Übertragung der Infektion effektiv zu verhindern. 
Es gebe weitere viele offene Fragen, mehr als Antworten. 
Grundsätzlich sei er kein Impfgegner. Er sei nicht gegen 
jede Art von Impfung, wie etwa Kinderlähmung oder Teta-
nus. Prof. Vernazza präzisierte hier: Auch wenn es plausibel 
erschien, dass die Impfung schwere Verläufe verhindere, so 
habe sie nicht grundsätzlich die Ausbreitung von Covid ver-
hindert. Probleme seien insbesondere Unsicherheiten bei 
den Nebenwirkungen und mangelhafte Untersuchungen 
dazu. Das System von Swissmedic erfasse Nebenwirkungen 
ungenügend. Fakt dazu sei: In der Schweiz würden etwa 
10x weniger Nebenwirkungen gemeldet als in Holland.

Daniel Koch meinte zu diesem Thema: Die Zulassung 
durch die grössten Arzneimittelbehörden in den USA 
(FDA) und der europäischen Arzneimittelbehörde (EMA) 
sei sehr schnell erfolgt. Koch kritisierte vor allem, dass die 
geimpfte Kohorte nicht weitergeführt wurde und dass die 
Zulassung so erfolgt sei, dass der Pharma-Industrie diese 
Verpflichtung nicht auferlegt wurde.

Daniel Koch war allerdings überzeugt, dass die Impfung 
den Verlauf der Pandemie im Sinne eines „game changer“ 

Aufruf der Werbekampagne des BAG zum Impfen von Jugendli-
chen am 12 Jahren (7.9.2021)
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Daniel Koch nahm hingegen die Behörde in gewisser 
Weise in Schutz. Swissmedic sei vergleichsweise sehr klein 
gegenüber der entsprechenden amerikanischen (FDA) und 
europäischen Behörde (EMA), und daher kaum in der Lage, 
vollständig unabhängige Entscheide fällen zu können. Meist 
würden Zulassungen einfach nachvollzogen. Es bestehe oft 
ein riesiger Erwartungsdruck bei der (Neu-)Zulassung von 
Medikamenten.

Angst von innen und Druck vom Ausland  
dominierten beim Erlass von Massnahmen

Alt Bundesrat Ueli Maurer erinnerte Herrn Koch daran, 
dass er ihn zu sich ins Büro zitiert habe mit dem dringen-
den Anliegen: «Machen Sie den Leuten keine (zusätzliche) 
Angst.» 

Koch bestätigte dieses Gespräch. Er sei allerdings im 
Verlauf der Zeit ins Büro fast aller Bundesräte zitiert wor-
den. Er sei aber nach wie vor der Auffassung, dass der Bun-
desrat unter den gegebenen Umständen einen guten Job 
gemacht habe. Der Druck von allen Seiten, wirksame Mass-
nahmen zu ergreifen, sei immens gewesen. Prof. Pietro Ver-
nazza wies auf die aus China wissenschaftlich schon früh 
bekannte Tatsache hin, dass 90% der Leute gar nicht merk-

ten, dass sie an Covid 
erkrankt seien. Bereits im 
April 2022 hätten bei uns 
epidemiologische Stu-
dien ergeben, dass 80% 
der Bevölkerung diese 
Infektion bereits einmal 
durchgemacht hätten. 
Daniel Koch meinte: Ein 
grosses Problem seien 
die «Modellrechnungen» 
gewesen, die ihnen von 
«Spezialisten» vorgelegt 
worden seien mit 10- 
oder 100-Tausenden von 
Toten, wenn nicht (mehr) 
Massnahmen ergriffen 
würden. Prof Konstantin 
Beck erläuterte, oft seien 

einfache und wirksame Massnahmen gar nicht bekannt 
gemacht worden wie z.B. das Malaria-Mittel Hydoxychlo-
roquin (HCQ). Dieses Mittel wurde in der Schweiz während 
15 Tagen verboten, weil führende Fachzeitschriften (Lancet 
und New England Journal of Medicine) schwere Nebenwir-
kungen bei der Behandlung von Covid-Patienten publiziert 
hatten. Da sich diese Artikel als Fälschungen entpuppten 
und zurückgezogen werden mussten, liess die Schweiz 
HCQ wieder zu. In den 15 Tagen, als HCQ in der Schweiz 
nicht verfügbar war, lag die Covid-19-Mortalitätsrate dop-
pelt so hoch wie vorher und nachher. Prof. Vernazza hinge-
gen hat bisher keinen gesicherten Nachweis zur Wirksam-
keit gefunden und würde daher Hydroxychloroquin bei 
Covid-19 nicht empfehlen.

Grosse staatspolitische 
Frustration durch  
Shutdown

Daniel Koch betonte, dass 
speziell die Romandie schon 
frühzeitig und zweifellos beein-
flusst durch Frankreich, Schul-
schliessungen habe durchset-
zen wollen und sogar für einen 
kompletten Shutdown mit 
Einsperren der Leute zu Hau-
se eingetreten sei. Auch die in 
China angewandten Massnah-
men hätten einen Einfluss aus-
geübt. Ueli Maurer bedauerte, 
dass die Schweiz nicht unab-
hängiger von in- und ausländi-
schem Druck beim Erlass von 
Massnahmen agiert habe. Der 
herbeigeredete bzw. auch von den Medien verursachte 
Mainstream habe dies wohl verhindert. Ein Problem sei 
gewesen: Niemand wolle dafür verantwortlich sein, dass 
jemand stirbt. Der Jurist Kaspar Gerber meinte, zahlrei-
che Massnahmen seien sozusagen aus der «Mottenkiste» 
hervorgekramt worden. Es stelle sich auch die Frage der 
Kreuzimmunität. Viren aus der Covid-Familie hätten nicht 
das erste Mal zirkuliert. Die entscheidende Frage unab-
hängig von Covid-19 sei: Wieviel investiere der Staat, um 
ein Menschenlebensjahr zu retten? Die staatliche Gleich-
behandlung der Betroffenen bzw. Verteilungsgerechtig-
keit sei entscheidend. Alt Bundesrat Ueli Maurer regte an, 
dass im Epidemiengesetz zukünftig der Grundsatz veran-
kert sein müsse: «Wenn der Staat etwas schliesst, sollte er 
auch Ersatz dafür zahlen müssen.» Kaspar Gerber vertei-
digte grundsätzlich das Epidemiengesetz. Dieses sei klar 
strukturiert und die Kompetenzen darin eindeutig verteilt. 
So sei der Grossteil der Massnahmen auf Grundlage des 
Epidemiengesetzes und zu Beginn auch mittels Notrechts 
erlassen worden und erst später teilweise auf Basis des 
Covid-19-Gesetzes. Ueli Maurer meinte, der staatspoli-
tische Schaden dieser Massnahmen sei enorm und viele 
Leute seien noch heute frustriert. Wenn es nicht gelinge, 
diesen Schaden zu reparieren oder zu heilen, Vertrauen 
wieder aufzubauen, sei das verheerend für das Land. Es 
habe auf beide Seiten «Extreme» gegeben. «Diese Spal-
tung hat der Schweiz mindestens so geschadet wie das 
Virus», sagte er wörtlich. Das ganze stelle sich auch als 
ein Problem dar zwischen den «Eliten» und der «Durch-
schnittsbevölkerung. Die Eliten agierten immer abge-
hobener ohne Bezug zum realen Leben und zur Durch-
schnittsbevölkerung. Covid hätte diesen Effekt sehr stark 
gezeigt. Der Bundesrat sei nach der Leitlinie vorgegangen, 
jeden Toten zu verhindern, das Risiko zu minimieren oder 
gar auszuschalten. Das sei aber nicht ein sehr realistischer 
Ansatz und berücksichtige die persönliche Verantwor-
tung jedes einzelnen zu wenig.

Der Kanton Basel warb 
mit dem Comedian Adi-
totoro während der Nati-
onalen Impfwoche.

Ethisch verpöntes Nud-
ging durch das BAG
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Fragerunde

Der Moderator eröffnet die Fragerunde. Hier werden aus-
zugsweise einige interessante Fragen wiedergegeben:

Eine Frage betraf die Kapazität bei den Intensivbetten: 
Es wurde ja immer argumentiert, dass diese Kapazität ein 
wichtiger «Indikator» zum Beschluss von Massnahmen sei. 
Zudem seien ja bereits während der Pandemie teilweise 
Betten abgebaut worden. Daniel Koch antwortet hierauf 
ganz klar: «Wir sind nie an den Kapazitätsgrenzen gewesen 
und das war ja auch das Ziel der Massnahmen.» Das löste 
ein Raunen im Publikum aus, wegen verwunderter Ungläu-
bigkeit oder auch Empörung?

Die Präsidentin des Vereins Post Vaccine Syndrom 
Schweiz, der die Interessen von Impfgeschädigten wahr-
nimmt, berichtete von den zahlreichen Schwierigkeiten, 
welche die Betroffenen haben. Es geht um die Anerkennung 
des Schadens und auch um die nötige staatliche Unterstüt-
zung. Daniel Koch bestätigte, dass das Epidemiengesetz ein 
«Schmerzensgeld» bis in die Höhe von Fr. 70`000 vorsehe, 
dies aber nicht die eigentliche Entschädigung sei. Er kenne 
die diesbezüglichen Schwierigkeiten und könne auch nur 
auf den politischen und juristischen Weg verweisen, um 
hier zu einer Verbesserung zu kommen.

Eine Psychiaterin meldete sich ebenfalls zu Wort: Ihrer 
Erfahrung zufolge würde kaum wegen Impfschäden bei 
Patienten nachgefragt und sie würden selten gemeldet. Sie 
habe zahlreiche betroffene Personen in Behandlung.

Professor Konstantin Beck brachte ein Beispiel für die 
Folgen des Shutdowns: Bei früheren Jahrgängen hätten 
70-80% seiner Einführungsvorlesungen für Mathematik 
einen bestimmten Aufgabentyp richtig gelöst, heute sei-
en das noch 20-30%. Er deutet das als mögliche Folge der 
Schulschliessung und des Shutdowns.

Auch der WHO-Pandemievertrag und die WHO-
Gesundheitsrichtlinien kamen noch zur Sprache. Alt 
Bundesrat Ueli Maurer sieht darin keine konkrete Bedro-
hung unserer Souveränität. Daniel Koch ebenfalls nicht. 
Dem widersprach ein ehemaliger leitender Staatsanwalt 
vehement und erklärte, zahlreiche Vorschriften könnten 
einen sehr drastischen Einfluss haben auf Massnahmen 
bei zukünftigen Pandemien. Ebenso sei die Meinungs-
freiheit gefährdet aufgrund gewisser Richtlinien, welche 
von den Regierungen ein Vorgehen gegen «Fake-News»  
verlangten.

Fazit

Viele in unserer Bevölkerung verharren immer noch in ihren 
Gräben, welche sie in den Covid-Zeiten bezogen haben. 
Tatsächlich wäre es Zeit, diese Gräben zu verlassen und 
auf Grund einer vorurteilslosen Aufarbeitung die Verletzun-
gen und Risse sowie den verständlichen staatspolitischen 
Verdruss zu überwinden. Dieses Podiumsgesprächs hat 
beispielhaft gezeigt, wie ein sachdienlicher Lösungsweg 
aussehen könnte und aussehen sollte.  Die Corona-Gesund-
heitskrise ist immer noch eine offene Baustelle. Solange 
Rechthaberei und das Gesicht wahren die hauptsächli-
chen Motive sind, solange nur Verdrängen, Vergessen und 
darüber Pinseln das Motto sind, kann das nicht gelingen. 
Demut wäre einmal mehr eine der gefragtesten Tugenden. 
Solange nicht auf beiden Seiten der Lager eine ernsthafte 
Aufarbeitung auf der Basis von Fakten beginnt, bleibt die 
Gesellschaft gespalten und geht schlecht vorbereitet in die 
nächste Krise. Herzlichen Dank für die Organisation dieses 
Gesprächsabends an die Veranstalter, welche damit einen 
wichtigen Beitrag zur Überwindung der «Gräben» geleistet 
haben!

MFM Robinson Kinderlager 2024
Röm-kath. Ferienlager für 8 – 14 jährige Kinder, begleitet von einem kath. Priester

Mädchen	 Sa 13.– Sa 20. Juli      Knaben  Sa 20.– Sa 27. Juli
Lagerhaus	 Ferienheim Saggberg auf Schwammhöhe, Klöntal Glarus

Thema	 Auferstehung Christi

Kosten	 Fr. 160.– pro Kind, Fr. 140.– für jedes weitere Kind derselben Familie. 
Das Finanzelle darf kein Hindernis sein, bitte kontaktieren Sie uns.

Programm	 In fröhlicher Gemeinschaft die Umgebung erkunden, kreativ sein, Spielen, Wandern, Singen und 
Lagerfeuer, Hl. Messe und Katechese. Chum doch au, es wird uu lässig!

Anmeldung	 ab sofort möglich, bis spätestens 17. Juni 2024 bei:

Leitung / Info	 Wilma Krucker, Kapellstrasse 15B, 8847 Egg (SZ), Tel. 055 412 85 62, krucker.wilma@gmail.com 
 
Das Kinderlager wird finanziell unterstützt durch die Schweizer Seelsorgestiftung.



	 HLI-Report  •  1 | 24	 7

Wird der Schweizer Souverän vor vollendete Tatsachen gestellt?

WHO-Pandemievertrag  
und Internationale Gesundheits- 
vorschriften (IGV)
Mit Hochdruck wird an einem Pandemievertrag zwischen der WHO und 
den Mitgliedstaaten sowie an der Revision der Internationalen Gesund-
heitsvorschriften (IGV) gearbeitet. Da braut sich einiges zusammen, denn 
hinzu kommt noch das Epidemiengesetz 2.0, das der Bundesrat in die 
Vernehmlassung geschickt hat.

Pfr. Dr. Roland Graf

Derzeit laufen mit Hochdruck Verhandlungen bei der WHO, 
welche die sogenannte Pandemievorsorge- und Bewälti-
gung betreffen. Es wird ein sogenannter Pandemievertrag 
mit 194 WHO-Mitgliedstaaten angestrebt. Dieser ermäch-
tigt die WHO, einschneidende Massnahmen zu ergreifen, 
welche die Souveränität der Mitgliedstaaten untergraben. 
Aufgrund einer Interpellation (23.4208) der Ständerätin 
Esther Friedli (SVP) wissen wir, dass die Schweiz an die-
sen Verhandlungen beteiligt ist. Der Bundesrat schrieb in 
seiner Antwort: «Das Bundesamt für Gesundheit vertritt 
die Schweiz in den Verhandlungen, die im Rahmen der 
WHO stattfinden. Die Position der Schweiz zu den spezi-
fischen inhaltlichen Elementen wird gemeinsam mit den in 
der Gesundheitsaussenpolitik (GAP) involvierten Bundes-
stellen erarbeitet und in den Verhandlungsprozess einge-
bracht.» 

Dazu wird parallel an der Revision der «Internationa-
len Gesundheitsvorschriften (IGV) gearbeitet. Die derzeit 
geltende Version stammt aus dem Jahr 2005. Für beide 
Vorhaben ist der Abschluss bis Mai 2024 geplant. Der 
Zweck und Anwendungsbereich der IGV besteht darin, 
die grenzüberschreitende Ausbreitung von Krankheiten 
zu verhüten und zu bekämpfen sowie davor zu schützen. 
Die IGV verpflichten die 196 Vertragsstaaten (inkl. 194 
WHO Mitgliedstaaten),  Gesundheitsschutzmassnahmen 
einzuleiten, und zwar auf eine Art und Weise, die den 
Gefahren für die öffentliche Gesundheit entspricht und auf 
diese beschränkt ist. Nach der bisherigen Fassung soll eine 
unnötige Beeinträchtigung des internationalen Verkehrs 
und Handels vermieden werden. Aktuelle Entwurfstexte 
der in der Diskussion befindlichen IGV sucht man aller-
dings vergeblich. Es gib zwar Webcasts ausschliesslich 
von den öffentlich zugänglichen Diskussionen, doch ohne 
vorliegenden aktuellen Entwurftext ist es schwierig, diese 
mitzuverfolgen. Dasselbe gilt für den Pandemievertrag der 
WHO.

Werden die Verträge im Mai bereits  
unterschriftsreif sein?

Vom 27. Mai bis zum 1. Juni 2024 wird die 77. Weltgesund-
heitsversammlung stattfinden. Dabei ist geplant, den fertig 
ausgehandelten Pandemievertrag den WHO-Mitgliedstaa-
ten zur Unterzeichnung und Ratifizierung vorzulegen. Man 
kann nur hoffen, dass dieser Plan nicht aufgeht. Das würde 
mehr Zeit geben, die Schweizer Bevölkerung über die Details 
des mit umfangreichen Kompetenzen zugunsten der WHO 
sowie dessen Generalsekretärs ausgestatteten Pandemie-
vertrages zu informieren. Der Vertrag muss von der Ver-
sammlung mit einer 2/3 Mehrheit angenommen werden. 
Nach der Verabschiedung kann jeder WHO-Mitgliedstaat 
entscheiden, ob er den Vertrag unterzeichnen und dann 
gemäss den im nationalen Recht festgelegten Verfahren 
ratifizieren möchte. Die Frage ist, wie der Bundesrat diesen 
Vertrag einschätzt. Sollte er ihn als Soft-Law betrachten, 
müsste er ihn nicht einmal dem Parlament vorlegen. Bei 
einer entsprechenden Anfrage (23.3302) des Nationalrates 
Franz Grüter (SVP) wollte sich der Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme vom 17.5.2023 noch nicht festlegen: «Bei jedem 
neuen völkerrechtlichen Vertrag wird sorgfältig geprüft, ob 
dieser dem Parlament zur Genehmigung zu unterbreiten ist 
und gegebenenfalls dem Referendum unterstellt wird. Ein 
mögliches WHO-Übereinkommen ist nur dann bindend für 
die Schweiz, wenn sie beschliessen sollte, Vertragspartei zu 
werden.» In einem bemerkenswerten Interview in der NZZ 
vom 5.12.2023 erklärte die an den Verhandlungen beteilig-
te Schweizer Botschafterin Nora König: «Wir gehen davon 
aus, dass der Bundesrat das Pandemieabkommen dem Par-
lament unterbreiten wird, allenfalls besteht auch die Mög-
lichkeit, das Referendum zu ergreifen.» Nach ihrer Auffas-
sung, würde somit der WHO-Pandemievertrag nicht dem 
obligatorischen Referendum unterstellt, was für die Gegner 
einen grossen Mehraufwand bedeuten würde. 
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In aller Kürze sei auf eine höchst problematische Stelle im 
Vertragsentwurf hingewiesen (Stand: Okt. 2023). In Art. 18 
heisst es: «Die Vertragsparteien stärken die Wissenschaft, 
die öffentliche Gesundheit und die Pandemiekompetenz 
in der Bevölkerung sowie den Zugang zu Informationen 
über Pandemien und ihre Auswirkungen und Triebkräfte, 
die Bekämpfung falscher, irreführender, Fehlinformationen 
oder Desinformationen, unter anderem durch wirksame 
internationale Zusammenarbeit und Kooperation im Sinne 
des Artikels 16.» Art. 16 behandelt diese Zusammenarbeit 
und Kooperation. Damit bekäme die WHO die Kompetenz 
für massive Eingriffe in das Recht auf freie Meinungsäusse-
rung und zwar global! Sie würde gleichsam zum «Globa-
len Wahrheitsministerium» bei Gesundheitsnotlagen bzw. 
Pandemien.

Auch die revidierten IGV sollen der 77. Weltgesund-
heitsversammlung zur Verabschiedung vorgelegt werden. 
Dazu erklärte Nora König im oben erwähnten Interview: 
«Die Anpassungen der internationalen Gesundheitsvor-
schriften sind eher geringfügig und technischer Natur, da 
braucht es nicht unbedingt einen Parlamentsbeschluss.» 
Wer einen Entwurf gelesen hat, dürfte darüber nur den 
Kopf schütteln. In einer Version, die vom 21.7.2023 
stammt, werden dem Generalsekretär der WHO weitrei-
chende Kompetenzen im Zusammenhang mit einer Notla-
ge internationaler Tragweite (PHEIC) bzw. einer Pandemie 
eingeräumt. Von einer Rechenschaftspflicht des General-
sekretärs für seine Vorgehensweise ist in dem Papier keine 
Rede. 

Wird ein Globales Impfzertifikat angestrebt?

Die Journalistin Katharina Fontana stellte im Interview vom 
5.12.2023 der Botschafterin Nora König die folgende Frage: 
«Die Corona-Zeit hat gezeigt, dass die Staaten ein Impfzer-
tifikat nicht nur für Reisen, sondern auch für andere Zwe-
cke einsetzen können. Falls sich die Ideen für ein globales 
Impfzertifikat konkretisieren würden: Würde die Schweiz 
zustimmen?» Sie antwortete: «Nein. Wir würden uns gegen 
ein solches Vorhaben stellen.» Allerdings ist im Entwurf der 
IGV in Art. 36 Abs. 3 von einer digitalen Impf- und Prophy-
laxebescheinigung die Rede, welche die Gesundheitsver-
sammlung entwerfen und genehmigen kann. Das ist leider 
noch nicht alles.

Globales digitales Gesundheitszertifikat im  
neuen Epidemiengesetz!

Es ist sicher kein Zufall, dass der Bundesrat Ende Novem-
ber 2023 eine revidierte Fassung des Epidemiengesetzes 
in die Vernehmlassung geschickt hat. Die Antwortfrist 
läuft am 22. März 2024 ab, d.h. noch vor dem Druck die-
ses HLI-Reports. Im Wesentlichen wird vieles aus dem 
COVID-19-Gesetz, das noch bis 2030 gültig ist, über-
nommen. Eingeführt werden soll ein «Gesundheitszertifi-
kat», dessen Vorläufer das umstrittene Covid-19 Zertifikat 
war, das als Impf-, Test- und Genesungsnachweis diente 

und mit dem uns der Bundesrat und das Bundesamt für 
Gesundheit während längerer Zeit der Covid-19-Krise 
drangsaliert haben. Es wurde für rigorose unverhältnismä-
ssige Zugangsbeschränkungen eingesetzt, obwohl das EU-
Vorbild dieses Zertifikates im Mai 2021 zunächst allein zum 
Zweck der Erleichterung des internationalen Reiseverkehrs 
erlassen wurde.

An diesem Punkt lohnt es sich, einen Blick in den 
erläuternden Bericht zum Epidemiengesetz zu werfen.  
S. 79 steht: «Es kann davon ausgegangen werden, dass der 
Bedarf nach fälschungssicheren Nachweisen auf internati-
onaler Ebene (weiter) zunehmen wird. So konzipiert bei-
spielsweise die WHO unter internationaler Beteiligung ein 
sogenanntes Global Digital Health Certification Network 
(GDHCN). Dieses Projekt hat zum Ziel, eine technische Inf-
rastruktur zu schaffen, welche die Überprüfung von digita-
len Gesundheitsakten und Gesundheitszertifikaten durch 
eine interoperable Vertrauensarchitektur ermöglicht.» 
Das Epidemiengesetz schafft mit dem Artikel 49b in Ver-
bindung mit Artikel 62a die gesetzliche Grundlage, «damit 
der Bundesrat bei Bedarf die notwendigen Regelungen zu 
einem Nachweis zu Testung, Genesung, Impfung erlassen 
kann, und eine Teilnahme am GDHCN der WHO möglich 
wäre». 

Quellen:
– �Global Health Responsibility,  

Die Pandemiegesetzgebung der WHO – Besorgniserregende  
Verhandlungen von Internationaler Tragweite. Nov. 2023:  
www.ghr.agency/?p=6767

– �Vernehmlassungsunterlagen zum Epidemiengesetz: Epidemiengesetz:  
https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/50/cons_1

– �Global Digital Health Certification Network (GDHCN):  
www.who.int/initiatives/global-digital-health-certification-network

Deshalb handeln Sie jetzt!

Bitte unterzeichnen Sie die beigelegte Protest-
karte von «Zukunft CH» an die Bundespräsiden-
tin Viola Amherd gegen den Pandemievertrag der 
WHO sowie gegen die Revision der Internationa-
len Gesundheitsvorschriften!
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hat demzufolge ein eminentes Interesse daran, dass Medi-
kamente so bald als möglich und so lange als möglich in den 
Markt gelangen. Weshalb «Swissmedic» von 2019 auf 2022 
ihr Eigenkapital von 39 auf 183,3 Mio. fast verfünffachte und 
zugleich einen Bundesbeitrag von Fr.  19,2 Mio. kassiert, 
müsste den Steuerzahlern einmal näher erläutert werden.

Daher ist mein Vorschlag für diese Vernehmlassung, 
dass Art. 65 des HMG so angepasst wird, dass die Auf-
sichtsabgabe (von max 15 Promille auf dem Fabrikabga-
bepreis) nicht mehr an Swissmedic, sondern direkt in die 
Bundeskasse fliesst. Zuerst soll das Eigenkapital von Swiss
medic durch die daraus folgenden Defizite auf ein vernünf-
tiges Mass abgebaut werden und danach soll der Bund 
jeweils das Defizit decken. Was von der Aufsichtsabgabe 
übrig bleibt, soll zur Verbilligung der allgemeinen Kranken-
kassenprämien eingesetzt werden.

Wie problematisch die Abhängigkeit von der Pharmain-
dustrie ist, erhellt das unrühmliche Kapitel, das «Swissme-
dic» während der Coronakrise geschrieben hat: «Swissme-
dic» hat sich bei der Zulassung der mRNA-Impfstoffe einfach 
auf die Zulassungsbehörden der USA und der EU gestützt. 
Was die Nebenwirkungen betrifft, wurde laut «Swissme-
dic» im Berichtszeitraum 01.01.2021–22.02.2023 bei 236 
schwerwiegende Fälle erfasst, bei denen jeweils über einen 
Todesfall in unterschiedlichem zeitlichen Abstand zur Imp-
fung berichtet wurde. Gemäss «Swissmedic» gab es bei der 
vertieften Analyse dieser Fälle «auf Basis der jeweils vorlie-

genden Daten trotz einer zeitlichen 
Assoziation andere mögliche oder 
wahrscheinlichere Ursachen, die das 
Ereignis erklären können». Das «Bun-
desamt für Statistik» zählte laut SRF 
vom 22. April 2023 hingegen im Jahr 
2021 insgesamt 19 Impftote, weil das 
beim Totenschein durch den jewei-
ligen Arzt vermerkt wurde. Zudem 
haben pathologische Untersuchun-
gen den Zusammenhang mit der 

Einige Vorbemerkungen zu Swissmedic

«Swissmedic» als Schweizerische Zulassungs- und Auf-
sichtsbehörde für Arzneimittel und Medizinprodukte wird 
gemäss des zur Vernehmlassung vorliegenden revidierten 
HMG für die Bewilligung und Überwachung der massiven 
Erweiterungen dieses Gesetzes zuständig sein. Dabei ist 
zu beachten, dass «Swissmedic» ihre Tätigkeiten aus Ver-
fahrensgebühren, Aufsichtsabgaben und Abgeltungen des 
Bundes finanziert (Art. 77 Abs. 2 HMG). 

«Swissmedic» erzielte im Jahr 2022 einen Gewinn von 
Fr. 11,5 Mio. und verfügte per Ende 2022 über ein Eigenka-
pital von Fr. 183,3 Mio. Die Aufsichtsabgabe, die aus dem 
Verkauf von Medikamenten resultiert, betrug Fr. 55,7 Mio. 
Verfahrensgebühren und Erträge nach HMG Art. 69 mach-
ten Fr.  42,3  Mio. aus. Fr.  19,2  Mio. betrug der Bundes-
beitrag an «Swissmedic». Laut «interpharma.ch» erzielte 
der Medikamentenmarkt im Jahr 2022 einen Umsatz von 
Fr. 7,03 Milliarden zu Fabrikabgabepreisen (2023: 7,4 Mia.). 
Die Aufsichtsabgabe als Haupteinnahmequelle von «Swiss-
medic» wird auf dem Fabrikabgabepreis der in der Schweiz 
verkauften zugelassenen verwendungsfertigen Arzneimit-
tel erhoben. Der Abgabesatz beträgt maximal 15  Promille 
des Fabrikabgabepreises. Damit ist klar, dass «Swissmedic» 
eine von der Pharmaindustrie abhängige Zulassung- und 
Aufsichtsbehörde ist, denn je mehr Medikamente verkauft 
werden, umso grösser die Erträge von «Swissmedic». Sie 

	 2022	 2021	 2020	 2019
Aufsichtsabgabe 	 55,7 Mio.	 62,5 Mio.	 58,1 Mio.	 56,0 Mio.

Verfahrensgebühren  
und Erträge	

42,3 Mio.	 43,3 Mio.	 46,0 Mio.	 41,5 Mio.

Bundesbeitrag an  
«Swissmedic»	

19,2 Mio.	 16,7 Mio.	 16,7 Mio.	 14,2 Mio.

Jahresgewinn	 11,5 Mio.	 21,9 Mio.	 28,9 Mio.	 26,0 Mio.

Eigenkapital	 183,3 Mio.	 115,3 Mio.	 57,8 Mio.	 39,0 Mio.

Revision des Heilmittelgesetzes: 
Embryonenverwertung und Xenotrans-
plantation durch die Hintertür
Das Heilmittelgesetz (HMG) soll um «Arzneimittel für neuartige  
Therapien» erweitert  werden. Unter diesen Begriff fallen gemäss Bundes-
rat die Verwendung embryonaler und fötaler Zellen zu therapeutischen 
Zwecken, aber auch von Organen, Gewebe und Zellen von Tieren.  
«Swissmedic» soll als Zulassungs- und Aufsichtsbehörde zuständig sein.

Pfr. Dr. Roland Graf
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mRNA-Impfung mit Myocarditis als Todesfolge aufgezeigt 
(Clin Res Cardiol 112 (2023) 431–440). Die Weigerung von 
«Swissmedic», diese Impftoten zu anerkennen, dürfte mit 
dem Umstand zusammenhängen, dass als Folge die mRNA-
Impfstoffe aus dem Verkehr hätten gezogen werden müs-
sen, was wiederum ihre Einkünfte geschmälert hätte.

Die Erweiterungen des Heilmittelgesetzes

Um welche Erweiterungen des Heilmittelgesetzes geht 
es nun? Ein neuer Bereich sind Arzneimittel für neuartige 
Therapien, die aus menschlichen Organen, Geweben oder 
Zellen hergestellt werden (Art.  41a-l). Das betrifft auch 
Stammzellen aus überzähligen Embryonen oder embryo-
nalen oder fötalen Geweben oder Zellen. Demzufolge wird 
auch der Umgang mit überzähligen menschlichen Embryo-
nen im HMG näher bestimmt. Darüber hinaus geht es auch 
um neuartige Therapien, die aus tierischen Organen, Gewe-
ben oder Zellen hergestellt werden und für die Anwendung 
beim Menschen bestimmt sind. Ein Anwendungsbereich ist 
somit die sogenannte Xenotransplantation. Darunter ver-
steht man eine Übertragung (Transplantation) von leben-
den Zellen, Geweben oder Organen zwischen Individuen 
verschiedener Spezies. Sie ist mit massiven Risiken verbun-
den: mit der akuten Immunabwehr und dem Einschleppen 
von Viren, die für den Menschen tödlich sein können. 

Nirgends im 92-seitigen erläuternden Bericht zum HMG 
wird ein Beispiel eines Arzneimittels dieser neuartigen The-
rapien vorgestellt. Im fachlichen Sprachgebrauch werden 
sie «Advanced Therapy Medicinal Products» genannt.

Mehr Licht in die Angelegenheit bringt ein Bericht, der 
über die Webseite des «Bundesamtes für Gesundheit» 
(BAG) heruntergeladen werden kann. Auch dieser geizt mit 
konkreten Beispielen, liefert aber immerhin einen Link (htt-
ps://perma.cc/56M3-HENL) zu den derzeit 18 in der EU 
zugelassenen Arzneimitteln für neuartige Therapien. Dazu 
gehört Hemgenix®, das 3,5 Millionen US-Dollar pro Spritze 
kostet und Hämophilie-B (im Volksmund Bluterkrankheit) 
heilen soll. In der Schweiz gibt es etwa 700 Personen, die 
von der Bluterkrankheit mehr oder weniger schwer betrof-

Markenname	 EU-	 Preis pro Injektion	 Behandelte 
	 Zulassung	 Anwendung	 Krankheit
Hemgenix®	 2023	 3,5 Millionen USD	 Hämophilie-B (Bluterkrankheit)

Roctavian®	 2022	 2,9 Millionen USD	 Hämophilie-A (Gerinnungsstörung)

Upstaza®	 2022	 2,8 Millionen EUR	 Gentherapie bei metachromatischer Leukodystrophie 
			   (MLD), nur Linderung keine Heilung!

Carvykti®	 2022	 465'000 USD	 Krebserkrankung des Knochenmarks

Zolgensma®	 2020	 2,1 Millionen CHF	 spinale Muskelatrophie bei Kindern

Luxturna®	 2018	 450'000 USD	 Pro Auge bei genetisch bedingter Netzhautdystrophie

Strimvelis®	 2018	 594'000 EUR	 Pro Anwendung bei genetisch bedingter Immunschwäche

Spherox®	 2017	 15'699 EUR	 Suspension für Arthroskopische Knorpelzelltransplantation

Holoclar®	 2015	 120'000 EUR	 Stammzellentherapie zur Erneuerung der Hornhaut der Augen

fen sind. Zur selben Preisklasse gehört Roctavian®, das mit 
einer einmaligen Infusion appliziert wird und in den USA 
2,9 Mio. USD kostet. Es ist eine Gentherapie gegen Hämo-
philie A, eine genetisch bedingte Blutstörung, bei der ein 
wichtiger Gerinnungsfaktor (VIII) fehlt. Hinzu kommt Ups-
taza®, ebenfalls eine Gentherapie mit 2 Millionen Euro für 
eine einzige Spritze. In folgender Tabelle sind einige dieser 
18 Arzneimittel aufgelistet.

Eine Durchsicht der 18  Arzneimittel hat ergeben, dass 
wohl keines auf embryonalen oder fötalen Zellen beruht. 
Vielfach werden patienteneigene Zellen aufbereitet und evtl. 
zusätzlich genetisch verändert und wieder zurückgegeben 
oder es handelt sich um gespendete Zellen. Von daher gese-
hen und erst recht aufgrund der ethischen Problematik muss 
der ganze Bereich (Art. 41f bis l), der alles regelt, was über-
zählige Embryonen oder embryonale oder fötales Gewebe 
oder Zellen betrifft, aus dem HMG entfernt werden. Entspre-
chend müssen auch Art. 2 und Art. 3, die den Gegenstand 
des Gesetzes behandeln, angepasst werden.

Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, dass laut 
des erläuternden Berichtes ein Grossteil der Strafvollzugs-
kompetenzen im Bereich der Arzneimittel für neuartige 
Therapien von den Kantonen zur «Swissmedic» übertragen 
werden (S. 78). 

Swissmedic 
� © Wikimedia Commons
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News aus aller Welt
Gynäkologe haftet für Kind als 
Schadenfall

(rg) Die «Kleine Zeitung» in der Stei-
ermark (Österreich) berichtete am 24. 
Januar 2024 über ein höchst bedauer-
liches Gerichtsurteil, das sich auf die 
Gynäkologinnen und Gynäkologen ver-
heerend auswirken dürfte. Demnach 
kam ein Mädchen ohne den linken Arm 
zu Welt. Auch dessen linker Brust- und 
Schulterbereich ist fehlgebildet und 
das Schlüsselbein verkürzt. Zweimal 
soll hingegen der Gynäkologe bei den 
Ultraschalluntersuchungen vermerkt 
haben, dass der Fötus beide Arme und 
Beine habe. Die Eltern klagten, weil sie 

sich bei einer korrekten Diagnose für 
eine Abtreibung entschieden hätten. 
Gemäss dem Zeitungsbericht betonten 
die Richter vom Obersten Gerichtshof, 
«dass es hier um das Recht der Eltern 
geht, autonom darüber zu entschei-
den, ob sie erstens ein Kind wollen 
und zweitens, ob sie angesichts ihrer 
Lebenssituation bereit sind und sich in 
der Lage sehen, ein behindertes Kind 
entsprechend seinen Bedürfnissen 
aufzuziehen». Das Gericht traf eine 
wegweisende Entscheidung, die von 
der bisherigen Entscheidungspraxis 
abweicht. Es dürfe keine Unterschei-
dung mehr zwischen der ungewollten 
Geburt gesunder und behinderter Kin-

der geben. Aus schadenersatzrecht-
licher Sicht seien beide Sachverhalte 
gleich zu beurteilen. Deshalb muss der 
Arzt für den vollen Unterhaltsaufwand 
des Kindes haften, «unabhängig von 
dessen Gesundheitszustand, wenn die 
Geburt durch fachgerechte Aufklärung 
oder Behandlung hätte verhindert wer-
den können», erklärte die Rechtsvertre-
terin der Eltern zum Urteil.

Etliche Gynäkologinnen und Gynä-
kologen raten jetzt schon in Zweifels-
fällen nach der Pränataldiagnostik 
eher zur Abtreibung. Diese Praxis, die 
das Recht auf Leben mit Füssen tritt, 
dürfte in Österreich diese Tendenz 
noch verstärken.

Zusammen mit dem HMG soll auch das Transplantati-
onsgesetz angepasst werden. Dieses enthielt schon vorher 
in Art.  37 und 38 Bestimmungen, in denen es um Trans-
plantationen von fötalem Gewebe oder Zellen geht. Schon 
aus ethischen Gründen müsste man diese Artikel streichen. 
Es gibt aber auch medizinische Gründe. Sowohl bei embry-
onalen wie auch fötalen Zellen und Geweben besteht die 
Problematik der akuten Immunabwehr. Das ist immer noch 
nicht gelöst: Man erinnere sich an die Heilsversprechen 
im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über das 
Stammzellenforschungsgesetz im Jahr 2004. Embryonale 
Zellen seien «Alleskönnerzellen», mit denen man schwere 
bisher nicht heilbare Krankheiten bekämpfen könne. Bun-
desrat Pascal Couchepin nannte Diabetes, Parkinson, Alz-
heimer und Verletzungen des Rückenmarks als Beispiele. 
Im Jahr 2012 veröffentlichte das BAG dazu einen Evaluati-
onsbericht. Demnach wurden bis Ende 2010 elf Gesuche 
zu einem Forschungsprojekt bewilligt, meist mit impor-
tieren embryonalen Stammzellen. Wie den Daten (Stand 
24.2.2023) des «Bundesamtes für Statistik» zu entnehmen 
ist, wurden letztmals im Jahr 2015 sogenannte überzählige 
Embryonen für die Gewinnung von Stammzelllinien ver-
wendet, d.  h. zweckentfremdet. Es waren insgesamt vier 
(2014: 6; 2012: 10; 2011:21). Man wird nüchtern feststellen 
müssen, dass dieser Forschungszweig ein eigenes Gesetz 
niemals rechtfertigte.

mRNA-Impfungen für Tiere?

Weniger im Vordergrund, aber ebenfalls bedeutsam ist der 
ganze Tierarzneimittelbereich, der neu ebenfalls im HMG 
geregelt wird. Auch für Tiere sollen Arzneimittel für neuar-

tige Therapien zugelassen werden – mit ähnlichen Kosten 
wie beim Menschen? «Swissmedic» wurde am 1.  Januar 
2023 die Zulassung als auch die Kontrolle der Sicherheit, 
Qualität und Wirksamkeit von immunologischen Tierarz-
neimitteln übertragen. Bisher war dafür das «Institut für 
Virologie und Immunologie» IVI zuständig. Damit kann 
«Swissmedic» auch über die Zulassung von mRNA-Impf-
stoffen in der Veterinärmedizin entscheiden. Bis jetzt gibt 
es noch keine Zulassungen, doch was «Swissmedic» für den 
Menschen gut fand, dürfte in absehbarer Zeit auch bei Tie-
ren zum Einsatz gelangen.

Daher ist mein Vorschlag für diese Vernehmlassung, 
dass Art.  65 des HMG so angepasst wird, dass die Auf-
sichtsabgabe (von max. 15  Promille auf dem Fabrikabga-
bepreis) nicht mehr an «Swissmedic», sondern direkt in 
die Bundeskasse fliesst. Zuerst soll das Eigenkapital von 
«Swissmedic» durch die daraus folgenden Defizite auf ein 
vernünftiges Mass abgebaut werden und danach soll der 
Bund jeweils das Defizit decken. Was von der Aufsichts-
abgabe übrig bleibt, soll zur Verbilligung der allgemeinen 
Krankenkassenprämien eingesetzt werden.

HLI-Schweiz setzt sich gegen dieses revidierte Heilmit-
telgesetz ein und beteiligt sich entsprechend an der Ver-
nehmlassung. 

Dieser Artikel erschien am 16.2.2024 bei swisscath.ch

Quellen: 
–  �Deborah Schlatter, Covid-Impfung: Behörden sind sich uneins über Anzahl Todesfälle. 

SRF vom 22.4.2023. Vernehmlassung zum Heilmittelgesetz: https://fedlex.data.
admin.ch/eli/dl/proj/2023/72/cons_1

–  �Picecchi, BSS, RFA Heilmittelgesetz: Advanced Therapy Medicinal Products. Schluss-
bericht vom 29.9.2023: www.bag.admin.ch/bag/de/home/medizin-und-forschung/
heilmittel/revision-hmg-2023.html



Agenda 2024
Gebetsprozessionen in Zürich

9.30 Uhr Hl. Messe in der Pfarrkirche St. Anton, Zürich, 
Neptunstrasse 70, beim Kreuzplatz. In der Regel fin-
det der Gottesdienst in der Krypta statt, bitte allfällige 
Hinweise beachten, danach eucharistische Anbetung 
und Prozession zur Frauenklinik des Unispitals Zürich, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 31. August 2024	
	 26. Oktober 2024

Gebetsprozessionen in Tübach (SG)

9.30 Uhr Hl. Messe in der Klosterkirche Tübach SG,  
Kloster St. Scholastika, Schulstrasse 38, danach Fahrt  
zur Frauenklinik des Kantonsspitals und Prozession, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 13. April 2024	 06. Juli 2024
	 11. Mai 2024	 10. August 2024
	 15. Juni 2024	 14. September 2024

Gebetsprozessionen in St. Margarethen (TG) 
ACHTUNG, neuer Veranstaltungsort

9.30 Uhr Hl. Messe in der Kapelle Stiftung Mission 
Maria, Sedel 5 St. Margrethen (TG), danach Prozession 
um das kantonale Spital in Wil, Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 27. April 2024	 27. Juli 2024
	 25. Mai 2024	 31. August 2024
	 29. Juni 2024	 28. September 2024

Gebetsprozessionen in Bern, ital. Mission (BE)

9.30 Uhr Hl. Messe in der italienischen Mission, Bovet-
strasse 1, Bern, je nach Bewilligung der Stadtpolizei mit 
oder ohne Prozession, Schluss: 11.45 Uhr.
	 20. April 2024	 22. Juni 2024
	 18. Mai 2024	 21. September 2024

Weitere Gebetsveranstaltungen

Engelberg (OW): Kapelle des St. Josefshaus,  
Mühlegraben 2, jeden Montag um 18:00 Uhr.  
Gebet für die Kinder vor der Geburt und ihre Eltern.  
Auskunft: Sr. Verena Matter, Tel. 079 456 55 85

Altstätten (SG): Kloster Maria Hilf, Klausstrasse,  
jeden Mittwoch um 14.30 Uhr. Rosenkranzgebet für  
die Ungeborenen, ihre Väter und Mütter.

Dagmersellen (LU): Ölbergkapelle (Dorfzentrum – bei  
Drogerie Schlumpf Richtung Kreuzberg – auf Kreuz-
bergstrasse bis Waldrand), Kreuzweg der Ungebore-

nen, jeden letzten Mittwoch im Monat. Sommerzeit 
Beginn um 16:00 Uhr, Winterzeit Beginn um 15:00 Uhr. 
Auskunft: Urs und Trudy Meier, Tel. 062 756 28 22

Auskünfte zu allen Gebetsprozessionen

HLI-Schweiz, Tel. 041 710 28 48. Alle Daten und ein 
Übersichtsblatt finden Sie unter www.human-life.ch. 
Gerne senden wir Ihnen auch ein Flugblatt mit allen 
Daten des jeweils gewünschten Ortes zu.

Corona – Fakes und Fakten  
1. CH-Symposium zum gesundheitspolitischen 

Rückblick und Ausblick 2024

Symposium mit Impulsreferaten und Podiums- 
diskussionen mit Corona-Massnahmenkritischen  

Experten und Politikern:
EVENTfabrik Bern, Fabrikstrasse 12, CH-3012 Bern 

Samstag, 6. April 08:45 – 21.30 und 
Sonntag, 7. April 13:00 – 15:30 Uhr 

Mehr Infos unter: www.symposium-2024.ch

Kurse für natürliche Empfängnisregelung 
(jederzeit aktualisiert unter www.iner.org)

Online	 NER Online-Grundkurs in drei Teilen: 
Termine:	 G1 - Dienstag, 30.04.2024, 19:30 - 21:45 
	 G2 - Dienstag, 04.06.2024, 20:00 - 22:00 
	 G3 - Dienstag, 20.08.2024, 20:00 - 22:00 
Veranstalter/	 Bettina Jans-Troxler, 076 490 23 46 
Auskunft:	 bettina.jans@natuerlichlieben.ch oder 
	 www.natuerlichlieben.ch
Besonderes:	 Anmeldung erforderlich 
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar, CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. Nachbesprechung und Beratungs- 
	 angebot sechs Monate später
	 Vergünstigungen auf Anfrage

Cham	 NER-Grundkurs als Tageskurs: 
Termin	 Samstag, 08.06.2024, 09:30 - 17:00 
Adresse	 6330 Cham
Veranstalter/	 myNER, Lisa und Rainer Barmet,  
Auskunft:	 041 780 95 33, lisarainer@myner.ch
Besonderes:	 Anmeldung erforderlich 
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar, CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. Nachbesprechung und Beratungs- 
	 angebot sechs Monate später
	 Vergünstigungen auf Anfrage

Fortlaufend neue Kurse, auch online. Details dazu unter: 
https://iner.org/de/erlernen/kurse/schweiz.html


